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Bebauungsplan Sondergebiet (SO) ,Photovoltaik Klettenacker Bronnbach®
(Textliche Festsetzungen und Hinweise)

Praambel

Der Gemeinderat der Stadt Wertheim hat aufgrund

e des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. No-
vember 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 394)

e § 4 der Gemeindeordnung fur Baden-Wurttemberg (GemO) in der Fassung vom 24.
Juli 2000 (GVBI. S. 581, ber. S. 698), zuletzt geandert durch Artikel 4 des Gesetzes
vom 27. Juni 2023 (GBI. S. 229, 231)

e der Landesbauordnung fir Baden-Wirttemberg (LBO) in der Fassung vom 05. Marz
2010 (GBI. S. 358), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Novem-
ber 2023 (GBI. S. 422)

e der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
21. November 2017 (BGBI. | S. 3786), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 3. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 176)

e sowie der Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung vom 18. Dezember
1990 (BGBI. 1991 | S. 58), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.
Juni 2021 (BGBI. | S. 1802)

den Bebauungsplan Sondergebiet (SO) ,Photovoltaik Klettenacker Bronnbach® in 6ffent-

licher Sitzung am ................ beschlossen.

§ 1 Raumlicher Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans Sondergebiet (SO) ,Photovoltaik
Klettenacker Bronnbach* ergibt sich aus der Festsetzung im zeichnerischen Teil des Be-
bauungsplans.

§ 2 Bestandteile der Satzung
Der Bebauungsplan Sondergebiet (SO) ,Photovoltaik Klettenacker Bronnbach“ besteht
aus dem Lageplan mit zeichnerischen Festsetzungen und den textlichen Festsetzungen

VOM .. Dem Bebauungsplan wird die Begrindung vom ................ und der grin-
ordnerische Beitrag mit Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung vom ................ sowie der
Fachbeitrag Artenschutz vom ................ beigeflgt.

Wertheim, den ................

Markus Herrera Torrez
Oberburgermeister (Siegel)
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Planungsrechtliche Festsetzungen
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1.1

1.2

1.3

2.1

2.2

2.3
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3.1

Art der baulichen Nutzung - Sonstiges Sondergebiet
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 11 Abs. 2 BauNVO)

Das Gebiet ist als Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Photovoltaik® ge-
maf § 11 Abs. 2 BauNVO festgesetzt. Das Gebiet dient der Errichtung von Anlagen
(Photovoltaikanlagen einschlieRlich der technisch erforderlichen Nebenanlagen), die der
Nutzung solarer Strahlungsenergie dienen.

Zulassig sind folgende bauliche Anlagen und Nutzungen:

o freistehende Modultische in Metallstdnderbauweise, auf denen die Photovoltaik-Mo-
dule montiert und die direkt im Boden mit punktuellen Griindungen, z. B. in Form
von Rammpfosten oder Betonfundamenten, zu verankern sind,

e die fur den Betrieb der Anlagen technisch erforderlichen Nebenanlagen mit einer zu-
I&ssigen Grundflache von jeweils bis zu 35 m? (wie z. B. Transformatoren-Stationen/
Wechselrichter, Antennen, Kameramasten, Technologien zur Stromspeicherung,
Verkabelung, Lagerflache/ Container fir Ersatzteile, geschotterte ErschlieBungsfla-
chen (interne Wege, Abstellflachen fir Transformatoren-Stationen / Wechselrich-
ter)),

e Einfriedungen sowie

e Weidenutzung, einschliel3lich erforderlicher temporarer Unterstellmoglichkeiten.

Bauliche Anlagen zu Wohnnutzungen sind nicht zulassig.

Zeitliche Befristung und Folgenutzung
(§ 9 Abs. 2 BauGB)

Die unter Ziff. 1 der textlichen Festsetzungen festgesetzten baulichen Nutzungen und
Anlagen (inkl. aller Konstruktionsteile, Zdune und Fundamente) sind nach § 9 Abs. 2
S. 1 Nr. 1 BauGB 35 Jahre ab Inkrafttreten des Bebauungsplans zulassig.

Die im Bebauungsplan festgesetzte Nutzung ist des Weiteren nach § 9 Abs. 2 S. 1 Nr. 2
BauGB bis zu dem Zeitpunkt zulassig, an dem die Freiflachen-Photovoltaikanlage, nach
Fertigstellung und Inbetriebnahme, fir einen Zeitraum von mehr als 12 Monaten nicht
betrieben wurde (vgl. Kap. 5.3 der Begriindung).

Eine Riuckbauverpflichtung entsteht bei vollstandiger Stilllegung der Freiflachen-Photo-
voltaikanlage, spatestens nach Ablauf der zeitlichen Befristung, sofern die Stadt oder
Dritte eine Weiterflihrung der Nutzung nach Ablauf der zeitlichen Befristung nicht beab-
sichtigen. Nach diesem Zeitpunkt sind alle im Geltungsbereich errichteten baulichen und
sonstigen Anlagen einschlieBlich ihrer Griindung vollstandig innerhalb eines Jahres zu-
ruckzubauen.

Als Folgenutzung nach § 9 Abs. 2 S. 2 BauGB wird fur den Geltungsbereich dieses Be-
bauungsplans eine landwirtschaftliche Nutzung (Flache fur die Landwirtschaft) festge-
setzt.

MaR der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 ff BauNVO)

Das Mal} der baulichen Nutzung innerhalb des Sondergebiets ,Photovoltaik® wird be-
stimmt durch die Festsetzung der maximal zulassigen Grundflachenzahl (GRZ) sowie
der maximal zuldssigen Hohe baulicher Anlagen, jeweils gemaR Eintragung in der Plan-
zeichnung.
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Bebauungsplan Sondergebiet (SO) ,Photovoltaik Klettenacker Bronnbach®
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3.2
3.2

3.2.

3.3

3.3.

3.3.

4.1

4.2

5.1

6.1

Grundflachenzahl (GRZ) (§ 16 Abs. 2 Nr. 1i. V. m. § 19 BauNVO)

.1 Die maximal Uberbaubare Grundflache wird als Grundflachenzahl (GRZ) mit 0,6 festge-

setzt.

2 Diese wird definiert als die durch Photovoltaikmodule Uberdeckte Bodenflache in Senk-
rechtprojektion, die Grundflache von Nebenanlagen sowie befestigte Erschlieffungsfla-
chen und erforderlicher temporarer Unterstellmdglichkeiten fur die Weidenutzung (vgl.
textliche Festsetzung Ziff. 1.2).

Hohe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 i. V. m. § 18 BauNVO)

1 Die maximal zulassige Gesamthdhe der Modultische betragt 3,5 m. Sie ist das Mal} zwi-
schen dem bestehenden Gelande und der Oberkante der Modultische (Photovoltaikmo-
dule in oberster Reihe) (OK MT).

2 Fur bauliche Nebenanlagen (vgl. textliche Festsetzung Ziff. 1.2) gilt eine maximal zulas-
sige Gesamthdhe von 4,0 m zwischen dem bestehenden Gelande und der Oberkante
der baulichen Anlage. Davon abweichend kénnen ausnahmsweise Antennen und Kame-
ramasten bis zu einer Hoéhe von 8,0 m tber dem bestehenden Gelande zugelassen wer-
den.

Bauweise, uberbaubare Grundstucksflache
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22 u. 23 BauNVO)

Es wird eine abweichende Bauweise nach § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt als offene
Bauweise mit einer zuldssigen Baukdrperlange (Modultischreihen) von mehr als 50 m.

Die Uberbaubaren Grundstlicksflachen sind durch Baugrenzen in der Planzeichnung
festgesetzt. Die Modultische sowie die fiir den Betrieb notwendigen baulichen Nebenan-
lagen (vgl. textliche Festsetzung Ziff. 1.2) sind nur innerhalb der festgesetzten Baugren-
zen zulassig. Antennen, Kameramasten und Einfriedungen sind auf den Sondergebiets-
flachen auch aulierhalb der GUberbaubaren Grundstlicksflachen zulassig.

Zu- und Ausfahrten
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Die Anlage von Zu-/ Ausfahrten Uber die Flachen fur Malnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft A1, A2 und A3 ist nicht
zulassig.

Fuhrung von Versorgungsanlagen und -leitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Die oberirdische Flihrung von Versorgungsleitungen, wie z. B. Stromleitungen, ist nur
innerhalb der Modultische bzw. an den Modultischen zulassig.
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Bebauungsplan Sondergebiet (SO) ,Photovoltaik Klettenacker Bronnbach®
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MaBnahmen zur Vermeidung und Minderung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Beschichtung metallischer Dach- und Fassadenmaterialien

Unbeschichtete metallische Dacheindeckungen und Fassadenverkleidungen von Ne-
benanlagen sind unzulassig.

Beleuchtung des Gebiets

Eine Beleuchtung der Anlage ist nicht zulassig.

Umgang mit Niederschlagswasser

Die schadlose Versickerung von unbelastetem Niederschlagswasser Uber die belebte
Bodenzone ist sicherzustellen. Es ist eine mdglichst breitflachige Versickerung anzustre-
ben.

Das auf den Modultischen anfallende Niederschlagswasser wird tber die Fugen zwi-
schen den einzelnen Modulen und Uber die Modultischtraufe abgeleitet und folglich
breitflachig der Versickerung zugefuhrt.

Das auf den Betriebsgebauden anfallende Niederschlagswasser ist ebenfalls auf dem
Grundstuick breitflachig tUber die bewachsene Bodenzone zur Versickerung zu bringen.

Versickerungen, die punktuell in den Untergrund einschneiden (z. B. Sickerschachte),
sind nicht zulassig.

MaBRnahmen zur Kompensation der Eingriffe in Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 i. V. m. Nr. 25a BauGB)

Einsaat und Pflege der Sondergebietsflachen

Alle Flachen des Sondergebietes, die nicht flir Unterhaltungswege, Zufahrten und Ne-
benanlagen beansprucht werden, sind mit einer Magerwiesenmischung gesicherter Her-
kunft einzusaen.

Die Flachen sind so zu pflegen, dass zumindest das Entwicklungsziel artenreiche Fett-
wiese erreicht werden kann. Die Flachen sind dazu i. d. R. ein- bis zweimal jahrlich zu
mahen, wobei die erste Mahd frihestens im Juni, wenn moglich auch spater erfolgen
soll.

Alternativ zur Mahd ist auch eine extensive Beweidung oder eine Beweidung mit Nach-
mahd zulassig.

Der Einsatz von Dinger und Pflanzenschutzmitteln ist nicht zulassig.

Die Saatgutangaben unter Ziff. 7 der textlichen Hinweise sind zu beachten.

Pfg 1 - Eingrunung im Nordosten (MaRnahme A1)

Die Bdschung und deren Vegetation sind im heutigen Zustand dauerhaft zu sichern und
zu erhalten. Die Anlage von Zufahrten Uber die Boschung, das bauzeitliche Befahren
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oder die Lagerung von Material auf der Béschung und im nahen Waldrandbereich sind
nicht zulassig.

Die Vegetation auf der Béschung ist weiterhin extensiv mit maximal zwei Schnitten pro
Jahr zu pflegen.

Die Ackerflache zwischen Bdschungsunterkante und kinftiger Einzaunung (vgl. Kap.
5.9.3 der Begriindung) ist mit einer Magerwiesenmischung gesicherter Herkunft einzu-
saen.

Die Flachen sind so zu pflegen, dass zumindest das Entwicklungsziel artenreiche Fett-
wiese erreicht werden kann. Die Flachen sind dazu i. d. R. ein- bis zweimal jahrlich zu
mahen, wobei die erste Mahd frihestens im Juni, wenn mdglich auch spater erfolgen
soll.

Alternativ zur Mahd ist auch eine extensive Beweidung oder eine Beweidung mit Nach-
mahd zulassig.

Der Einsatz von Dinger und Pflanzenschutzmitteln ist nicht zulassig.

Die Saatgutangaben unter Ziff. 7 der textlichen Hinweise sind zu beachten.

Pfg 2 - Bluhstreifen im Nordwesten (MalRnhahme A2)

Am Nordwestrand der Anlage wird ein 20 m breiter Streifen als Brut- und Nahrungshabi-
tat fur Offenlandbriter angelegt. Er wird mit einer Saatgutmischung gesicherter Herkunft
als llickige Blihbrache angesat. Dazu ist eine an die Lebensraumanspriiche der Feldler-
che angepasste Mischung zu verwenden. Die Saatgutangaben unter Ziff. 7 der textli-
chen Hinweise sind zu beachten. Vom Blihstreifen ist jahrlich wechselnd die Halfte der
Flache vor der Brutsaison offen zu halten ist (z. B. durch Grubbern als Schwarzbrache),
wahrend die andere Halfte unbearbeitet bleibt. Die raumliche Aufteilung kann z. B. in
Form von zwei 10 m breiten Streifen erfolgen.

Die Ansaat bzw. Herstellung hat im Vorfeld des Solarparkbaus zu erfolgen. Der Blih-
streifen ist von der Umzaunung (vgl. Kap. 5.9.3 der Begriindung) auszunehmen.

Die Verlegung unterirdischer Kabel ist zulassig. Nach dem Ruckbau der Anlage durfen
die heutigen Ackerflachen wieder der ackerbaulichen Nutzung zugefuhrt werden.

Pfg 3 - Waldabstandsbereiche im Osten, Siden und Westen (Malinahme A3)

Die heutigen Ackerflachen auferhalb der Umz&unung sind mit einer Magerwiesenmi-
schung gesicherter Herkunft einzusaen.

Die Flachen sind so zu pflegen, dass zumindest das Entwicklungsziel artenreiche Fett-
wiese erreicht werden kann. Die Flachen sind dazu i. d. R. ein- bis zweimal jahrlich zu
mahen, wobei die erste Mahd frihestens im Juni, wenn moglich auch spater erfolgen
soll.

Alternativ zur Mahd ist auch eine extensive Beweidung oder eine Beweidung mit Nach-
mahd zulassig.

Der Einsatz von Dinger und Pflanzenschutzmitteln ist nicht zulassig.

Die Saatgutangaben unter Ziff. 7 der textlichen Hinweise sind zu beachten.
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Ortliche Bauvorschriften
(§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 74 LBO)

1

1.1
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2.1

3.1

3.2

3.3

3.4
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4.2

Gestaltung baulicher Anlagen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

Photovoltaikmodule

¢ Die Photovoltaikmodule sind in Reihen aufzustellen. Die einzelnen Module miissen
sich in Form, H6he und Anordnung gleichen.

e Es sind Module mit Oberflachen aus absorbierenden, nicht stark reflektierenden Ma-
terialien zu verwenden.

Dacheindeckungen von Nebenanlagen

¢ Glanzende und reflektierende sowie schwarze oder grelle Materialien sind fir Dach-
eindeckungen unzulassig.

¢ Ausnahmen kdnnen in begriindeten Einzelfallen zugelassen werden (z. B. Fotovol-
taik, Grindacher, etc.).

Werbeanlagen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO)

Innerhalb des Sondergebiets sind nur Werbeanlagen in Form von Informationstafeln fir
das Projekt und den Projekttrager bis zu einer Gesamthéhe von maximal 2 m und einer
Ansichtsflache von maximal 3 m? zulassig. Beleuchtete Werbeanlagen, Werbeanlagen
mit wechselndem oder bewegtem Licht und Fremdwerbung sind nicht gestattet.

Einfriedungen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3LBOi. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Die Umzaunung ist so nah wie Betrieb und Unterhaltung es erlauben an die mit Modulen
Uberstellte Flache zu setzen.

Einfriedungen sind sockellos, flr Kleintiere durchlassig, mit ca. 15 cm Bodenfreiheit aus-
zufuhren.

Als Einfriedungen sind ausschlieBlich optisch durchlassige Metallzaune oder einfache
Wildzaune mit einer maximalen absoluten Héhe von 2,50 m (einschl. Ubersteigschutz,
Abstand zum Boden), gemessen ab dem bestehenden Gelande, zulassig.

Zudem sind wolfssichere Zaune zulassig, die in den Boden eingegraben werden. Die
Durchgangigkeit fur Kleintiere ist bei solchen Zaunen durch entsprechende Einschlupfe
mit mindestens 15 cm x 15 cm im Abstand von maximal 10 m zu gewahrleisten.

Gelandegestaltung
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)

Grof¥flachige Abgrabungen und Aufschittungen zur Modellierung der Flachen sind in-
nerhalb des Geltungsbereiches nicht zulassig. Abgrabungen und Aufschuttungen sind
nur innerhalb der Bauflachen im Bereich der fir den Betrieb notwendigen Nebenanlagen
jeweils bis zu 1,0 m gegentiber dem bestehenden Gelande zuldssig.

Das MalR der befestigten Flachen, auch zu ErschlieBungszwecken, ist auf die technisch-
funktionalen Erfordernisse zu begrenzen. Es sindi. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB nur
versickerungsfahige Aufbauten, wie z. B. Schotter, Schotterrasen, Feinsplit, Rasengitter-
steine, Rasenpflaster, wasserdurchlassige Pflasterung o. a., zulassig. Der Unterbau ist
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auf den Belag abzustimmen.

Hinweise und Empfehlungen

2.2

2.3

24

2.5

2.6

2.7

Riickbau

Der Vorhabentrager verpflichtet sich nach Aufgabe der Photovoltaik-Nutzung zum Rick-
bau der Anlage einschlielilich aller Konstruktionsteile, Leitungen, Zaune und Funda-
mente, sofern die Stadt oder Dritte eine Weiterfuhrung der Nutzung nach Ablauf der zeit-
lichen Befristung nicht beabsichtigen (siehe auch Ziffer 2.3 der planungsrechtlichen
Festsetzungen).

Boden- und Grundwasserschutz

Im Rahmen der Bauantrags ist ein Bodenschutzkonzept vorzulegen (§ 2 Abs. 3 Landes-
Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG)).

Werden bei Eingriffen in den Boden bodenfremde Materialien oder verunreinigte Aus-
hubmaterialien (organoleptisch auffalliges Material) angetroffen, so sind diese von unbe-
lasteten Materialien zu trennen und nach den Vorschriften des Abfallrechts geordnet zu
entsorgen. Dem Landratsamt Main-Tauber-Kreis - Umweltschutzamt - ist hierzu umge-
hend Uber Art und Mal} der Verunreinigung zu berichten; die erforderlichen MaRnahmen
sind abzustimmen.

Bei der Planung und Ausfuhrung von Baumaf3nahmen und anderer Veranderungen der
Erdoberflache ist der Boden als Naturkdrper und Lebensgrundlage zu erhalten und vor
Belastungen zu schitzen. Eingetretene Belastungen sind zu beseitigen. Insbesondere
ist auf einen sparsamen und schonenden Umgang mit dem Boden zu achten (Boden-
schutzgesetz, Baugesetzbuch).

Mutterboden (humoser Oberboden) ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Ver-
nichtung oder Vergeudung zu schiitzen (§ 202 Baugesetzbuch).

Durch sachgerechten und vorsichtigen Umgang entsprechend den anerkannten Regeln
der Technik mit Ol-, Schmier- und Treibstoffen sowie regelméaRige Wartung der Bauma-
schinen sind jegliche Beeintrachtigungen des Bodens und des Grundwassers zu vermei-
den. Gefahrenstoffe und Abfall sind nach einschlagigen Fachnormen zu handhaben.

Wird eine Reinigung der Photovoltaikmodule erforderlich, sind zur Reinigung keine Rei-
nigungsmittel zu verwenden.

Sollten bei dem Bauvorhaben mehr als 500 m® Bodenliberschussmassen entstehen, so
ist bei dem nach § 3 Abs. 4 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) geforderten
Abfallverwertungskonzept auf eine hdchstmdgliche Verwertung nach § 3 Abs. 2 LKrei-
WiG zu achten, um so die Bodenfunktionen im gréitmoéglichen Umfang zu erhalten.

Immissionen

Durch die Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflachen kann es
zu Staubimmissionen innerhalb des Planungsgebiets kommen. Diese Immissionen sind
vom Anlagenbetreiber und dessen Rechtsnachfolgern zu dulden.

Brandschutz

Konkrete MaRnahmen zum vorbeugenden und abwehrenden Brandschutz sind im Zuge
der Objektplanung frihzeitig mit dem Landratsamt - Sachgebiet Brandschutz,
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4.2

6.2

Katastrophenschutz - und mit der értlichen Feuerwehr abzustimmen und festzulegen.

Vor Inbetriebnahme der Anlage ist die Ortliche Feuerwehr hinsichtlich der Notwendigkeit
einer Einweisung zu befragen und diese erforderlichenfalls durchzufiihren.

Denkmalschutz

Beim Vollzug der Planung kénnen bisher unbekannte Funde entdeckt werden. Diese
sind unverzlglich bei der unteren Denkmalschutzbehérde des Landratsamtes Main-Tau-
ber-Kreis anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4. Werkta-
ges nach der Anzeige in unverandertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmal-
schutzbehoérde oder das Landesdenkmalamt mit einer Verklirzung der Frist einverstan-
den sind (§ 20 DSchG). Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach Denkmal-
schutzgesetz wird verwiesen.

Artenschutz
Bauzeitenregelung oder Vergramung von Bodenbritern (§ 44 BNatSchG):

o Die Bauarbeiten werden nach Mdglichkeit auRerhalb der Brutzeit der Feldlerche,
d.h. im Zeitraum Mitte August bis Marz durchgefiihrt bzw. begonnen.

e Sollte innerhalb der Brutzeit mit den Bauarbeiten begonnen werden, so muss in den
Baufeldern und Arbeitsbereichen - die vorgezogen zum Baubeginn angesat werden
- von Anfang Méarz an eine regelmafige Mahd stattfinden, d.h. mindestens alle zwei
Wochen. Die Flachen werden damit fur Bodenbriter unattraktiv gehalten.

o Selbiges gilt, wenn zwar auRerhalb der Brutzeit mit den Bauarbeiten begonnen wird,
diese sich aber in die Brutzeit hineinziehen und auf Grund der Grof3e des Solar-
parks kunftige Baufelder oder Teilbereiche trotz bereits begonnener Arbeiten tber
langere Zeit brach liegen.

Monitoring:

e  Zur Evaluierung des MalRnahmenerfolgs wird ein Monitoring durchgefihrt. In den
Jahren 1, 3 und 5 nach MaRnahmenbeginn wird derselbe Untersuchungsraum wie
in der Bestandserfassung von 2023 - einschlieRlich der Malinahmenflache und des
Solarparks selbst - auf Feldlerchen untersucht. Es werden jeweils 4 Begehungen im
Zeitraum Ende Marz bis Ende Mai vorgenommen, die Feldlerchen erfasst und die
Brutreviere bestimmt.

e Der Monitoringbericht wird der uNB spatestens zum Jahresende vorgelegt. Der Be-
richt muss ggf. notwendige MaRnahmenkorrekturen beinhalten.

o Die Kompensation ist erreicht, wenn das Monitoring spatestens im flinften Jahr
ergibt, dass im Untersuchungsraum mindestens die gleiche Brutrevierdichte vorhan-
den ist, wie in der Ausgangsuntersuchung von 2023.

¢ Nach funf Jahren wird auf Grundlage der bis dahin zusammengetragenen Ergeb-
nisse mit der Unteren Naturschutzbehdrde erortert, ob eine Fortsetzung des Monito-
rings noch erforderlich ist oder ob erganzende Malinahmen ergriffen werden mus-
sen.

Empfohlene Saatgutmischungen

Sondergebiet (innerhalb und auRerhalb Umzaunung), MaRnahmenflachen A1 und A3:

o Magerwiese (Rieger Hoffmann oder vergleichbar)
e  Solarparkmischung (Nr. 23 von Rieger-Hofmann oder vergleichbar)
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Bebauungsplan Sondergebiet (SO) ,Photovoltaik Klettenacker Bronnbach®
(Textliche Festsetzungen und Hinweise)

7.2

7.3

MaRnahmenflache A2:

e Blihende Landschaft Sud
e |Lebensraum 1
e Feldlerchenmischung von Rieger-Hofmann
oder vergleichbare Mischungen gesicherter Herkunft.

Zu verwenden ist Saatgut gesicherter Herklnfte. Etwa mittig durch den Geltungsbereich
verlauft die Grenze zweier Ursprungsgebiete fir Saatgut. Daher ist fir die Ansaat zertifi-
ziertes, gebietsheimisches Saatgut aus dem Ursprungsgebiet 11 (Stidwestdeutsches
Bergland) oder aus dem Ursprungsgebiet 4 (Westdeutsches Berg- und Hugelland) zu
verwenden.

Baugrund

Geotechnischer Hinweis des Landesamtes fiir Geologie, Rohstoffe und Bergbau
(LGRB):

o Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten
im Verbreitungsbereich von Gesteinen des Rotquarzits, der Oberen Réttone sowie
der Jena-Formation.

o Mit einem oberflachennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen
(bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu
rechnen.
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	2.6 Wird eine Reinigung der Photovoltaikmodule erforderlich, sind zur Reinigung keine Reinigungsmittel zu verwenden.
	2.7 Sollten bei dem Bauvorhaben mehr als 500 m³ Bodenüberschussmassen entstehen, so ist bei dem nach § 3 Abs. 4 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) geforderten Abfallverwertungskonzept auf eine höchstmögliche Verwertung nach § 3 Abs. 2 LKreiW...
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